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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 

(Antrag der Abgeordneten Mick, Erpenbeck, 
Geisenhofer, Baier und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Das Zweite Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 1970 (BGBl. I 
S. 1637) ist am 1. Januar 1971 in Kraft getreten. Nadi § 40 Abs. 3 
des Gesetzes gilt das Gesetz jedoch nicht für Bewilligungen von 
Wohngeld, die vor dem 1. Januar 1971 erfolgt sind. Dies führt 
für die Betroffenen zu erheblichen Härten, die durch den Ent- 
wurf des Änderungsgesetzes beseitigt werden sollen. 


B. Lösung 

Der Entwurf zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes sieht 
deshalb vor, daß in den Fällen, in denen die Bewilligvmg des 
Wohngeldes nach altem Recht erfolgt ist und der Bewilligimgs- 
zeitraum über den 30. Juni 1971 hinausreicht, der Wohngeld- 
empfänger vom 1. Juli 1971 an die verbesserten Leistungen nach 
dem Zweiten Wohngeldgesetz verlangen kann. 

C. Kosten 

Da der Kostenvoranschlag für das Zweite Wohngeldgesetz für 
alle Wohngeldbezieher erstellt worden ist, dürften sich keine 
zusätzlichen Kosten ergeben, da nicht anzunehmen ist, daß die 
Bundesregierung und der Bundestag die bisherigen Bezieher 
von Wohngeld bewußt schlechter stellen wollte. 
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Antrag 

der Abgeordneten Midc, Erpenbeck, Geisenhofer, Baier und 
der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

§ 40 Abs. 3 des Zweiten Wohngeldgesetzes vom 
14. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637) er- 
hält folgenden zweiten Satz: 

„Ist Wohngeld für einen über den 30. Juni 1971 
hinausgehenden Zeitraum nach dem bisherigen 
Recht bewilligt worden, so kann der Wohngeld- 
empfänger bis zum Ablauf dieses Bewilligungszeit- 


raumes verlangen, daß vom 1. Juli 1971 an das 
Wohngeld nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
bewilligt wird." 

§2 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berhn. 

§3 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 7. Mai ^1971 


Mick 

Erpenbeck 

Geisenhofer 

Baier 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Ein großer Teil der Bewilligungen von Wohngeld, 
die nodi im Laufe des Jahres 1970 erfolgt sind, 
reicht weit in das Jahr 1971 hinein. Diese Wohn- 
geldempfänger erhalten auch im Jahre 1971 bis zum 
Ablauf des Bewilligungszeitraums das Wohngeld 
noch naäi dem früheren Recht. Da die Mieten in den 
letzten Monaten vielfach im Zuge der allgemeinen 
Mietpreisentwicklung, vor allem auch im sozialen 
Wohnungsbau, angestiegen sind und es der Zweck 
des Zweiten Wohngeldgesetzes ist, für diese Miet- 
erhöhungen durch das Zweite Wohngeldgesetz einen 
Ausgleich zu schaffen, erscheint es notwendig, die 
verbesserten Leistungen des neuen Gesetzes auch 
diesen Wohngeldempfängem zu gewähren. Als 
Stichtag für die Anwendbarkeit des neuen Gesetzes 
ist der 1. Juli 1971 gewählt worden, da es zu erheb- 
lichen Härten führen würde, wenn die früheren Be- 
willigungen nach altem Recht noch über diesen Zeit- 
punkt hinaus maßgebend bleiben würden. 
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